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Würdigung grosser Persönlichkeiten

Adolf Guyer-Zeller (1839–1899)  
Wirtschaftspionier und Eisenbahnkönig

Wer heute den Friedhof in Bauma im Tösstal 
besucht, trifft auf ein stattliches Grabmal, das 
man in dieser ländlichen Gegend nicht erwarten 
würde. Es ist das um 1900 errichtete Grabmal für 
die Familie Guyer, in dessen Zentrum ein Mar-
mormedaillon von Adolf Guyer Zeller prangt.

Fabrikantensohn aus dem Neuthal
Dieser Adolf Guyer-Zeller ist auch eine Zürcher 
Oberländer Persönlichkeit, aber von ganz ande-
rer Art als Jakob Stutz.
Er war ein Fabrikantensohn aus dem Neuthal mit 
vorzüglicher Ausbildung, der schon in frühen 
Jahren einen schönen Teil der Welt bereist hatte.
Und so wurde er der Mann, der an vorderster 
Front mitgeholfen hat, die Schweizer Wirtschaft 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in die 
moderne Zeit zu führen.
Begonnen hat es – wie damals alles im Zürcher 
Oberland – im Textilen. So wurde Adolf Guyer 

1839 direkt bei der Spinnereifabrik im Neuthal 
zwischen Bäretswil und Bauma geboren. Und 
obwohl Adolf Guyer später zu seines Vaters 
Ärger den Wohnsitz nach Zürich verlegte, führte 
er von dort die Fabrik im Neuthal, erweiterte 
sie, erneuerte das Wohnhaus prachtvoll und ver-
schönerte die Umgebung mit einer wunderbaren 
Parklandschaft. Wir können heute die Indus-
triegeschichte in der Fabrik und darum herum 
ausgezeichnet miterleben, denn sie wird von 
Kennern liebevoll gepflegt und für die Öffent-
lichkeit präsentiert.
Mehr als sein Vater prägte Adolf Guyers Onkel 
sein Leben. Dieser, Heinrich Gujer, Müller in 
Bauma, war sein Vorbild.
Onkel Heinrich gehörte zu den bedeutendsten 
liberalen Politikern der Zürcher Landschaft und 
war allgemein bekannt als «der kluge Müller».
Er war als Redner am Ustertag aufgetreten, 
wirkte 38 Jahre lang als Bezirksstatthalter, eben-

so lange als Kantonsrat und zweimal sogar als 
Tagsatzungsgesandter.
Bevor aber Adolf Guyer seinem Vater industriell 
und seinem Onkel politisch nacheifern konnte, 
besuchte er die Industrieschule in Zürich, dann 
Vorlesungen an der Universität und am Poly-
technikum und weilte auch an der Akademie 
in Genf. Dann reiste er durch Frankreich und 
Italien, verbrachte 1859 drei Monate in England 
und traf dort den italienischen Freiheitshelden 
Garibaldi. 1860 und 1861 reiste Guyer über Hol-
land und England nach Kanada, dann via Niaga-
ra-Fälle nach New York (wie Sie es hier sehen), 
Philadelphia, Pittsburg, Chicago, besuchte die 
Baumwollfelder am Mississippi, New Orleans 
und unternahm sogar einen Abstecher nach Te-
xas bis zur mexikanischen Grenze. Guyer erlebte 

Lincolns Präsidentschaftswahlkampf, beschäf-
tigte sich mit der Sklaven- und Indianerfrage 
und schrieb in sein Tagebuch: «Die Baumwolle 
regiert die Welt, und auch ich bin stolz darauf, 
dass ich auch damit zu tun habe».
Mit 23 Jahren reiste er schliesslich via Vene-
dig nach Alexandria, Palästina und Ägypten. 
Dies, weil die Baumwolle aus den USA wegen 

Grab in Bauma

Adolf Guyer-Zeller

Fabrik im Neuthal

Goldenes Tor, Jerusalem
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dem Bürgerkrieg knapper und teurer wurde und 
die Schweizer Textilunternehmer sich um den 
Baumwollanbau in Ägypten bemühten. Im Hei-
ligen Land beeindruckten Adolf Guyer die bib-
lischen Stätten ausserordentlich (Sie sehen hier 
das Goldene Tor in Jerusalem) und vertieften 
seinen lebenslangen festen Glauben.
1865 – also bereits mit 26 Jahren – wurde Adolf 
Guyer Teilhaber an der väterlichen Fabrik.

Unternehmer, Politiker, Naturfreund
Schon früh schrieb Adolf Guyer in sein Tage-
buch, mit Dreissig wolle er «eine brave, geistig 
und körperlich tüchtige und gut gebildete Haus-
frau» ehelichen: «Auf Geld seh’ ich nicht und nur 
in letzter Instanz, denn das kann sich der Mann 
machen».

Und tatsächlich: Im 30. Altersjahr heiratete 
Adolf Guyer die 21-jährige Anna Wilhelmine 
Zeller, die aus einer Stadtzürcher Färberei-In-
dustriellenfamilie stammte.
Das Ehepaar bekam eine Tochter und zwei Söh-
ne. Die Familie zog den zentralen, pulsierenden 
Handelsplatz Zürich als Wohnsitz vor und Adolf 
Guyer leitete von dort aus die Fabrik im Neuthal 
und eine Weberei in Oberkempten, ein Textil-
Import-Export-Geschäft, später auch eine Bank 
und seine zahlreichen Bahnunternehmungen.
An der Ecke Bahnhofstrasse/Börsenstrasse liess 
Adolf Guyer-Zeller ein prunkvolles Wohn- und 
Geschäftshaus im Stil der Neu-Renaissance er-
richten. In Anlehnung an die Burg beim Neuthal 
gab er dem Gebäude den Namen Gryffenberg. 
Zur Finanzierung all seiner Unternehmungen 
eröffnete er an der Börsenstrasse zusätzlich die 
Guyerzellerbank (die dann 1999 in der Hong-
kong-Schanghai-Bank HSBC aufging). Vermö-
gend wurde Adolf Guyer aber vor allem durch 
die massive Wertsteigerung seiner Eisenbahnak-
tien nach der Wirtschaftskrise der 1870er Jahre.
Der vielseitig begabte und allseits interessierte 
und gebildete Adolf Guyer sass vorerst in der 
Kirchenpflege Bäretswil. Zwanzig Jahre lang 
wirkte er im Kantonsrat, wo er sich massiv für 

die liberale Marktwirtschaft einsetzte. 1880 ver-
passte er die Wahl in den Nationalrat.
Guyer-Zeller war ein liberalkonservativer Poli-
tiker, der 1875 dem «Eidgenössischen Verein» 
beitrat, einer betont protestantischen, födera-
listischen Gruppierung, die im Gegensatz zu 
den Freisinnigen das Proporzwahlrecht befür-
wortete.

Mit einigen Freunden gründete er das private 
«Freie Gymnasium» auf evangelischer Grund-
lage in Zürich.
Guyer-Zeller nahm auch Einfluss auf die Pres-
se; er war beteiligt am «Freisinnigen » – dem 
heutigen «Zürcher Oberländer» – und gründete 
seine eigene Zeitung, den «Allmann».
Adolf Guyer-Zeller war ein begeisterter Natur-
freund und wanderte gerne. Auf seine Initiative 
hin wurde die Sektion Bachtel des Schwei-
zerischen Alpenclubs gegründet. Er liess für 
seine Arbeiter, aber auch für das allgemeine 
Publikum die bekannten Guyer-Zeller-Wander-
wege errichten, die auf 25 Kilometern durch 
die wunderschöne Tössberglandschaft führen. 
Heute werden diese wieder vorbildlich gepflegt.

1892 erwarb der Geschichtsfreund und Patriot 
Guyer-Zeller die Ruine der im alten Zürichkrieg 
1444 zerstörten Burg Gryffenberg beim Neuthal.
Ebenso kaufte er den Burghügel der längst zer-
störten Burg Hohenlandenberg bei Wila, wollte 
die Ruine Breitenlandenberg bei Turbenthal 
durch Wege und Bänke erschliessen und sicher-
te sich auch die Burgstelle Werdegg bei Hittnau. 
Er wollte dies alles auf- und ausbauen, sichern 
und gestalten, aber dazu reichten seine Kräfte 
nicht mehr.
1872 sicherte sich Guyer-Zeller für den Bau 
eines Alterssitzes die prächtige Bürgli-Terrasse 
in Zürich zum damals stattlichen Preis von 
210’000 Franken. Doch die Kirchgemeinde 
Enge wollte hier eine neue Kirche bauen und 
setzte sich bis vor Bundesgericht durch. Da ihm 

auch der Kantonsrat nicht helfen wollte, trat 
er 1889 verärgert aus dem Kantonsparlament 
zurück.

Schweizer Eisenbahnkönig
Seine Hauptverdienste erwarb sich Guyer-Zeller 
aber als Schweizer Eisenbahnpionier. Beina-
he hätte das Land die moderne Verkehrser-
schliessung verschlafen und wäre umfahren und 
wirtschaftlich abgehängt worden. Gerade noch 
rechtzeitig verabschiedete das Parlament mit 
dem Eisenbahngesetz das wohl wichtigste Ge-
setz unserer neueren Geschichte überhaupt.

Unter den privat gegründeten Eisenbahnlinien 
war die Schweizerische Nordostbahn (NOB) mit 
schliesslich 853 Kilometern die grösste. Diese 
Gründung von Alfred Escher kam in den 1870er 
Jahren unter Druck; die Aktie sank von 670 auf 
53 Franken.
Der technikbegeisterte Adolf Guyer-Zeller 
glaubte in dieser Krisenzeit in unerschütter-
lichem Optimismus an die Zukunft der Bahnen 
und griff entschlossen zu.
Auch bei der Gotthardbahn erwarb er in jenen 
Krisenzeiten zahlreiche Aktien.
Er glaubte daran, während andere verzagten.
Nach Eschers Tod von 1882 übernahm Guyer-
Zeller die Führung der NOB. Er tat dies zielge-
richtet, musste aber umfangreich sanieren. So 
wollte Guyer nicht auf Lohnforderungen der 
Gewerkschaften eingehen, weshalb 5’000 Män-
ner die Arbeit niederlegten. Rund zwei Jahre 
nach seinem Tod kam es zur Verstaatlichung der 
Bahnen unter dem Namen SBB.

Die Uerikon-Bauma-Bahn
Den vielseitigen, visionären und geschäftstüch-
tigen Adolf Guyer-Zeller kam zuweilen sein 
hoher Idealismus in die Quere.
So träumte er von einer Engadin-Orient-Bahn. 
In seiner engeren Heimat wollte er unbedingt 
die Uerikon-Bauma-Bahn realisieren – wir se-

Gattin Anna Wilhelmine Zeller

Zürcher Rathaus

Guyer-Zeller-Wanderwege

Burg Gryffenberg

Karikatur Nordostbahn

Uerikon-Bauma-Bahn
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hen hier die für besondere Anlässe teilweise 
noch immer betriebene Strecke auf dem Viadukt 
Neuthal. Diese Oberländer Privatbahn wurde 
erst kurz nach seinem Tod eröffnet.
Die Benutzung war nicht gerade berauschend. 
So soll einmal eine ältere Oberländerin auf dem 
Bahnhof Bauma gemerkt haben, dass sie die 
einzige Passagierin war. Darum rief sie dem 
Kondukteur zu: «Wäge mir müend Si nöd äxtra 
fahre». Doch dieser sagt: «Chömed si nu mit, mir 
händ au no en Brief.»

Die Jungfraubahn
Doch die spektakulärste und heute noch bedeu-
tendste aller Unternehmungen von Adolf Guyer-
Zeller war die Verwirklichung der Jungfraubahn.
Eigentlich begann alles mit einem Aprilscherz: 
Am 1. April 1886 narrte die NZZ ihre Leser mit 
einer Geschichte unter dem Titel «Von der Jung-
frau». In London sei eine Gesellschaft gegründet 
worden, die eine elektrische Eisenbahn bis zur 
Rottalhütte plane. Vorgesehen sei ein Hotel mit 
40 Betten und eine Schlittelbahn über den gros-
sen Aletschgletscher.

Im Herbst 1889 meldete die Berner Zeitung 
«Der Bund», der Bau einer Eisenbahn auf die 
Jungfrau sei nun kein Witz mehr. Der Elsässer 
Ingenieur Maurice Köchlin habe ein Konzessi-
onsgesuch eingereicht. Weil Köchlin auch beim 
Bau des Eiffelturms mitgewirkt hatte, zeichnete 
ein Witzbold diese Karikatur einer kühnen Pa-
riser Konstruktion zur Eroberung der Jungfrau. 
Es war offensichtlich eine Zeit angebrochen, die 
vor keinen technischen Schwierigkeiten mehr 
zurückschreckte. Doch aus dem Projekt wurde 
nichts.

Am 26. August 1893 stieg Adolf Guyer-Zeller 
mit seiner Tochter vom Schilthorn nach Mürren. 
Gegenüber in majestätischer Grösse hatte er die 
Jungfrau vor Augen. Sofort fasste er den Plan, 
eine Bahn auf die Jungfrau zu bauen.
In der Nacht skizierte er im Hotel die Strecken-
führung in sein Tagebuch. Schon im Dezember 

desselben Jahres reichte er das Konzessionsge-
such zu diesem heute weltweit bekannten tech-
nischen Wunderwerk ein. Ein Jahr später erhielt 
er vom Bundesrat zuhanden einer zu bildenden 
Aktiengesellschaft die Konzession für die Jung-
fraubahn.
Noch war aber das wichtigste Hindernis zu 
nehmen: Die Bundesversammlung verlangte 
den wissenschaftlichen Nachweis, dass Bau und 
Betrieb über 3’000 Metern nicht gesundheits-
schädigend sei. Adolf Guyer machte sich an 
die Arbeit. Im September 1894 unternahmen 
60 Personen, davon 42 Träger, den Höhentest 
von Zermatt auf das Breithorn mit Maultieren 
und Tragsesseln. Die sieben Testpersonen, vom 
Zehn- bis zum 75-Jährigen wurden ebenso wie 
die körperlich hart arbeitenden Träger verschie-
dentlich gemessen, zuletzt auf 3’750 Metern. 
Der Berner Medizinprofessor Hugo Kronecker 
konnte in seinem Gutachten festhalten, dass es 
zu keinen Höhenkrankheiten gekommen war. 
1896 begannen die Bauarbeiten und sollten 16 
Jahre lang – also bis 1912 dauern, das heisst 13 
Jahre über Adolf Guyers Tod hinaus.
Die Familie Guyer-Zeller besuchte die Bauar-
beiten am grossen Tunnel und posierte vor dem 
Eigergletscher, der Bauherr ganz rechts, im Vor-
dergrund seine Frau und die drei Kinder.
Die 9,3 Kilometer lange elektrische Zahnrad-
bahn verläuft 7,1 Kilometer im Innern von 
Mönch und Eigernordwand; Guyer-Zeller er-
lebte noch die Einweihung der Station «Eiger-
gletscher». Am Nationalfeiertag 1912 wurde die 
Station Jungfraujoch auf 3454 Meter eröffnet. 
Wegen Geldknappheit verzichtete man auf die 
Weiterführung bis auf die Jungfrauspitze.
Den höchstgelegenen Bahnhof Europas, das Re-

Eiffelturm für Jungfrau

Familie Guyer-Zeller am Eigergletscher

Jungfraujoch

staurant «Top of Europe», den Eispalast und die 
grossartigen Aussichtsplattformen besucht heute 
jährlich eine Million Menschen aus aller Welt.
Das Echo in der Schweiz, ja in ganz Europa 
war gewaltig, als Adolf Guyer-Zeller 1899 erst 
59-jährig an einer Herzschwäche überraschend 
verstarb. Eine riesige Menschenmenge folgte 
dem Sarg des grossen Zürcher Oberländers, 
der für seine Region und für das ganze Land so 
viel geleistet hat. Der Pfarrer erinnerte nicht nur 
an den Textilunternehmer und Eisenbahnkönig, 
sondern auch an den Wohltäter Guyer-Zeller: 
«Nur wenige wissen, wieviel Gutes er in der 
Stille getan, denn er hielt streng darauf, dass es 
im Verborgenen bleibe. Vielen jungen, begabten 
Leuten, denen dazu die Mittel fehlten, ermögli-
chte er eine Berufslehre.»
Man erkannte, dass der Tagebucheintrag des 
23-jährigen Adolf Guyer in Erfüllung gegangen 
war. Er hatte damals geschrieben:
«Der Name Guyer muss dem Schweizer vertraut 
und mit Achtung ausgesprochen werden. (…) In 
allem meinem Streben will ich Gottes und der 
Menschen Ehre und letzterer Wohlergehen vor 
dem meinigen haben.»

Von Grossrätin 
Sabina Geissbühler-
Strupler  
3037 Herren
schwanden BE

Welche Experten bestimmen die 
Bildungspolitik?

Von der Integration aller Kinder in Regelklassen 
und der durch den Ausbau von Förderunter-
richt entstandenen Unruhe im Klassenzimmer, 
der Einführung der 11-jährigen obligatorischen 
Schulpflicht und damit der eigentlichen Ab-
schaffung des Kindergartens, der Einführung 
eines Stundenplanes von vier Morgenlektionen 
schon für Vierjährige, der Aufblähung der Büro-
kratie durch Schulleitende und Sozialarbeitende, 
der in unserem Kanton einmalige Subventionie-
rung von Tagesschulplätzen auch für Eltern mit 

160’000 CHF steuerbarem Einkommen, der Ein-
führung des untauglichen Frühfranzösischlehr-
mittels bis zum kompetenzorientierten Lehrplan 
ohne Jahresstoffziele und der Änderung der Aus-
bildung von Lehrpersonen zu Lernbegleiter/-
innen wurde in den letzten Jahren unsere Schule 
zum Experimentierfeld von einigen, selbster-
nannten Bildungsexperten und insbesondere der 
Wirtschaft (Economiesuisse). 

Unzählige namhafte Experten und Lehrpersonen 
mit kritischen Argumenten zu den Reformen 
wurden verschwiegen. So konnte nie eine offene 
Auseinandersetzung über das Experimentierfeld 
«Schule» stattfinden. Aber leider verweigern die 
sogenannten Experten, welche die Reformen 
vorantreiben, eine Diskussion mit denjenigen 
Experten, die durch die Umwälzung in unserer 
Bildungslandschaft (nach Pestalozzi bedeu-
tet Bildung Schulangebote für Kopf, Herz und 
Hand) eine Gefahr für unsere guten obligato-
rischen Schulen und für das Wohl unserer Kinder 
sehen. 
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NEIN
ZU INTERNET-ZENSUR

NEIN
ZUM GELDSPIELGESETZ

Dein NEIN für ein BESSERES GESETZ 
und eine Schweiz ohne Zensur.

Mit dem Geldspielgesetz der Casino-Lobby soll das Internet 
zensuriert werden – nur, um Casinos vor Online-Konkurrenz zu 
schützen. Doch solch wirkungslose Internet-Sperren, die relativ 
einfach umgangen werden können, verfehlen ihr Ziel komplett – 
und fördern illegales Glücksspiel sowie Kriminalität im Internet. 
Dieses Gesetz löst wirklich keine Probleme, sondern schafft 
nur neue. Darum fordern wir ein besseres Gesetz – mit einem 
kräftigen NEIN am 10. Juni.

gsg-nein.ch

HIGH_165381_GSG-Nein_Ins_Idee_203x136_d   1 07.05.18   12:57

Swiss Transit Lab – Mobilität der Zukunft
Wie bewegen wir uns in Zukunft von A nach B? 
Welche Fahrzeuge transportieren uns? Welche 
Antriebe bringen uns vorwärts? Die Mobilität 
der Zukunft wirft zahlreiche Fragen auf.
Aktuelle Studien zeigen, dass die Verkehrsbe-
lastung in Städten rund um den Globus jährlich 
zunimmt und weiter zunehmen wird. Dies hat 
Folgen für Mensch und Umwelt: Noch mehr 
Stau, eine erhöhte Nachfrage nach Parkplätzen 
und Umweltverschmutzung sind nur einige der 

Nachteile, die sich daraus ergeben. Diese He-
rausforderungen müssen heute angegangen wer-
den, um die Mobilität von morgen zu gestalten.

Intelligente Mobilität
Das Swiss Transit Lab im Kanton Schaffhausen 
ist eine Initiative der Verkehrsbetriebe Schaff-
hausen, des weltweit operierenden Systemlie-
feranten Trapeze, dessen Spin-off AMoTech so-
wie der Regional- und Standortentwicklung des 

Kantons Schaffhausen. Das Swiss Transit Lab ist 
eine Plattform für Forschung und Entwicklung 
unter realen Begebenheiten – alles rund um das 
Thema intelligente Mobilität.

Ein selbstfahrender Bus zum Rheinfall
Seit März 2018 wird in Neuhausen am Rheinfall 
ein automatisierter Busbetrieb unter dem Namen 
«Linie 12» pilotiert, der direkt in das bestehende 
Liniennetz der Verkehrsbetriebe Schaffhausen 
integriert ist. 

Was will damit erreicht werden?
Durch den Einsatz von autonomen Fahrzeugen 
unter realen Bedingungen kann getestet werden, 
wie ein autonomes ÖV-Angebot am besten auf 
die Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger 
ausgerichtet werden kann.

Wo und wann fährt das Shuttle?
Das Shuttle verkehrt täglich im Ortskern von 
Neuhausen am Rheinfall. Ab Sommer 2018 wird 
die Strecke schliesslich bis zum Rheinfallbecken 
erweitert, womit der grösste Wasserfall Euro-
pas noch besser erschlossen wird. Der Fahrplan 
kann unter www.swisstransitlab.com eingesehen 
werden. 
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Einfaches Reisen 
dank Schweizer 
Pass

Das rote Büchlein erlaubt in 155 von 
knapp 200 Ländern die Einreise ohne 
Visum, oder bietet die Möglichkeit, ein 
Visum vor Ort zu besorgen. Im Gegen-
zug erlaubt die Schweiz nur 93 Ländern 
eine Einreise ohne Visum.

Keine Zulassungs-
beschränkung für 
Arztpraxen

Eine Mehrheit der Bevölkerung lehnt 
eine Zulassungsbeschränkung für neue 
Arztpraxen ab, wie in der Teilrevision 

des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung 
vorgesehen. 93 Prozent der Stimmberechtigten votieren 
für die Beibehaltung der Wahlfreiheit, wünschen sich 
regionale Angebote für Notfälle, Geburten und wieder-
kehrende ambulante Behandlungen. 

Radikale Muslime und 
Imame haben in der 
Schweiz nichts zu suchen

In unserem Land sind rund 430’000 Muslime registriert. 
Die grosse Mehrheit respektiert in der Regel unsere 
Rechtsordnung. Der Unterschied zwischen dem Islam 
und anderen Religionen ist die Tatsache, dass es im 
Islam keine Trennung zwischen Religion und Staat gibt. 
Für Muslime gilt die aus dem Koran abgeleitete nicht re-
formierbare Scharia, welche vor allem auch die Frauen 
diskriminiert. Jegliche Verbreitung von radikalem Ge-
dankengut ist konsequent zu stoppen.

2,6 Millionen der auslän-
dischen Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund

2016 stieg die Zahl der über 14-jährigen Einwohne-
rinnen und Einwohner mit Migrationshintergrund um 
74’000 und erreichte mit 2,6 Millionen einen neuen 
Höchststand, fast 37% der gut 7 Millionen Erwachse-
nen. Zwischen 2012 und 2016 betrug das Wachstum 
in dieser Bevölkerungsgruppe über 10%. Von den rund 
1,25 Millionen Kindern bis 14 Jahre besitzen nahezu 
drei Viertel (73%) den Schweizer Pass und sind in der 
Schweiz geboren. 

In Jemen mehr als 8 Millio-
nen Menschen von Hunger 
bedroht

Ausserdem herrscht im Lande gemäss UNO-Angaben 
eine Cholera-Epidemie. Auf den UNO-Hilferuf hat Saudi-
Arabien zwei Milliarden Dollar an die jemenitische Zen-
tralbank überwiesen, UNO-Behörden und internationale 
Hilfsorganisationen 1,5 Milliarden Dollar. 

Pharma-Riese Novartis 
verdiente in den ersten neun 
Monaten 5,7 Milliarden  
Dollar

Novartis erzielte per Ende September einen Umsatz von 
36,2 Milliarden, im dritten Quartal 12,4 Milliarden Dollar. 
Unter dem Strich verdiente der Pharma-Riese im dritten 
Quartal 2,1 Milliarden Dollar, sieben Prozent mehr als in 
der Vorjahresperiode. 

Österreich setzt per 
1.10.2017 Verhüllungs
verbot in Kraft

Mit dem Inkrafttreten des «Anti-Gesichtsverhüllungs-
Gesetzes» sind künftig alle, das Gesicht bedeckende 
Kleidungsstücke im öffentlichen Raum verboten. Ver-
stösse werden mit Bussen von 150 Euro geahndet. Das 
wird den «Demo-Chaoten» gar nicht gefallen !

Mazedonisches Ehepaar hat  
jahrelang zu Unrecht in Biel/ 
Bienne Sozialhilfe bezogen

Dem heute 56-jährigen Mann brummte das Gericht 18 
Monate und seiner 53-jährigen Ehefrau 15 Monate Frei-
heitsstrafe auf. Die Strafe muss jedoch nur vollzogen 
werden, wenn die beiden innerhalb von zwei Jahren 
erneut ein Delikt begehen. 

Griechenland kriegt weitere 
6,7 Milliarden Euro Finanz-
hilfe

Das Land habe nahezu alle vereinbarten Spar- und 
Reformmassnahmen umgesetzt. Im derzeit laufenden 
Dritten Hilfsprogramm der EU stehen bis am 20. August 
2018 insgesamt 86 Milliarden Euro bereit. 

Psychisch Kranker verletzt 
in München mit Messer acht 
Menschen

Der Angreifer hat wahllos an verschiedenen Orten zu
gestochen. Nach Stunden konnte der 33-jährige Deut-
sche von zivilen Fahndern festgenommen werden. 

General Electric (GE) plant 
erneut eine Abbaurunde von 
1’300 Stellen

Seit der US-Konzern von der französischen Alstom 
die Energiesparte übernommen hat, ist dies die dritte 
Abbau-Runde. Betroffen sind die Standorte Baden, Birr 
und Oberentfelden. Wie heisst es doch immer so schön 
bei der jeweiligen Übernahme von Schweizer Unter-
nehmen durch ausländische Firmen: «Die Arbeitsplätze 
bleiben erhalten»! 

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

Unversteuerte Vermögen 
von 31,7 Milliarden Franken 
offen gelegt

In den letzten acht Jahren, seit Inkrafttreten der straf-
losen Selbstanzeige, meldeten sich über 90’000 reuige 
Steuersünder bei den Behörden. Allein im letzten Jahr 
waren es rund 40’000 Steuerpflichtige, die 7,5 Milliarden 
Franken nachmeldeten. Zahlreiche Ausländer meldeten 
zudem ihre nicht deklarierten Liegenschaften in ihrer 
Heimat an. 

Zahl der türkischen Asyl
bewerber stark angestiegen

In der Schweiz sind 2017 mit 18’088 so wenig Asylge-
suche gestellt worden wie seit sieben Jahren nicht mehr. 
Der Rückgang führt das Staatssekretariat für Migration 
(SEM) darauf zurück, dass zahlreiche Menschen aus 
Afghanistan, Syrien und dem Irak weiter gewandert sind 
und die Migration über das Mittelmeer stark abgenom-
men habe. Das wichtigste Herkunftsland bleibt einmal 
mehr Eritrea mit 3’375 Gesuchen, gefolgt von Syrien mit 
1’951 Gesuchen, Afghanistan mit 1’217, die Türkei mit 
852 (plus 62%), Somalia mit 843 und Sri Lanka mit 840 
Gesuchen. Von den 121’402 Asylbewerbern, die sich 
Ende Dezember 2017 in der Schweiz aufhielten, waren 
51’512 anerkannte Flüchtlinge und 41’544 vorläufig Auf-
genommene. 

Bundesrätin Simonetta  
Sommaruga lobt Serbiens 
Flüchtlingspolitik

Bundesrätin Sommaruga hat nahe der Hauptstadt Bel-
grad das Aufnahmezentrum Krnjaca für Asylsuchende 
besucht, wo 770 Menschen untergebracht sind. Sie lobt 
die Anstrengungen Serbiens: Kinder gehen zur Schule, 
Frauen besuchen Näh-Ateliers, für Männer gibt es Wei-
terbildungsmöglichkeiten. Die Bemühungen um die Inte-
gration seien gross, doch die Menschen möchten weiter 
Richtung Deutschland. Die Schweiz unterstütze mehre-
re Projekte , welche die Rechte der Flüchtlinge schützen 
sowie Menschenschmuggel aufdecken soll. 
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Bundesfinanzen: Weniger ausgeben, weniger  
verlangen, weiterhin zurückzahlen
Der Bundeshaushalt 2017 weist entgegen dem Voranschlag einen deutlichen Gewinn aus. Dieses gute Ergebnis, das nicht das 
erste ist, darf keinesfalls als Vorwand für neue langfristige Ausgaben dienen, solange der Anstieg der laufenden Ausgaben noch 
nicht vollständig eingedämmt ist. Stattdessen ist es besser, die Verschuldung abzubauen und dann die Steuerlast für Unterneh-
men und private Steuerzahler zu senken.

Presse- und Informationsdienst  
Centre Patronal, 21. Februar 2018

Die Verrechnungssteuer hat ein Drittel 
mehr eingebracht als erwartet
Die Presse sprach ausführlich darüber: Im Vor-
anschlag 2017 hatte der Bund ein Defizit von 
250 Millionen Franken vorgesehen. Der Bun-
deshaushalt weist abschliessend einen Gewinn 
von 2,8 Milliarden bzw. knapp 3 Milliarden 
auf, wenn man ausserordentliche Einnahmen 
einbezieht und die zusätzliche Rückstellung von  
2 Milliarden für die zukünftige Rückzah-
lung der Verrechnungssteuer nicht berück-
sichtigt.
Die Ausgaben – 68 Milliarden – lagen leicht 
unter dem Budget (-0,6%), aber deutlich 
über dem Vorjahr (+2%). Wie fast immer 
wurde dieser Ausgabenanstieg durch ein 
starkes Wachstum der Einnahmen, welche 
71 Milliarden erreicht haben (+3,9 % gegen-
über dem Voranschlag, +5,4 % gegenüber 
dem Vorjahr), mehr als ausgeglichen. Insbe-
sondere die Verrechnungssteuer hat mit 8,8 
Milliarden 2 Milliarden mehr eingebracht 
als erwartet! Die direkte Bundessteuer ih-
rerseits brachte 20,9 Milliarden oder 800 
Millionen mehr als erwartet.
Bundesrat Ueli Maurer freut sich über die-
ses gute Ergebnis, mahnt aber mit Blick 
auf die kommenden Haushaltsjahre zur Zu-
rückhaltung, da diese sich durch die derzeit 
diskutierten Steuerreformen («Steuervor-
lage 17» und mögliche Abschaffung der 
Stempelsteuer) schwieriger gestalten könnten. 
Es gibt jedoch bereits Stimmen, die das Einfrie-
ren von Sparprogrammen fordern und sogar zu-
sätzliche öffentliche Ausgaben verlangen, zum 
Beispiel im Bereich der Sozialversicherung und 
der Altersvorsorge. Einige verweisen auf die 
Notwendigkeit, die «Sparsamkeit» des Bundes-
haushaltes zu verringern.

Neue und langfristige Ausgaben  
vermeiden
Bei einem Anstieg der Ausgaben um 2% in 
Zeiten einer nahezu nicht vorhandenen Inflation 
ist es falsch, von «Sparsamkeit» zu sprechen. 
Im Gegenteil, es lohnt sich, den Druck aufrecht-
zuerhalten, um unnötige Ausgaben oder wenig 
nachvollziehbare Budgeterhöhungen aufzuspü-
ren. Wenn es uns nicht gelingt, die Ausgaben 
vollständig unter Kontrolle zu halten, dann ist 
die Botschaft, die wir um jeden Preis vermitteln 
müssen, dass die derzeitige gute Gesundheit der 

Bundesfinanzen nicht als Vorwand für neue und 
langfristige Ausgaben dienen darf, die sofort 
als unantastbare «Errungenschaft» betrachtet 
werden… auch wenn die mageren Jahre zu-
rückkehren. In diesem Sinne muss die Frage der 
Altersvorsorge beiseitegelassen und separat be-
handelt werden, mit dem Ziel, ein nachhaltiges 
Gleichgewicht des Systems zu erreichen.

Um eine umsichtige Haushaltsführung zu ge-
währleisten, wäre es allenfalls denkbar, dass 
ausserordentliche und einmalige Einnahmenü-
berschüsse zur Deckung einmaliger und nicht 
wiederkehrender Investitionen verwendet wer-
den könnten.
Es wäre falsch zu glauben, dass die Eidge-
nossenschaft nicht weiss, was sie mit ihren 
Jahresüberschüssen anfangen soll! Sie werden 
seit einigen Jahren regelmässig zum Abbau der 
Schulden eingesetzt. Letztere sind jetzt zwar auf 
ein überschaubares Mass reduziert worden, be-

tragen aber immer noch rund 100 Milliarden 
Franken. Ohne notwendigerweise ein «Ziel 
Null» anzustreben – aber warum eigentlich 
nicht? – gibt es noch Spielraum für einige 
Dutzend weitere gewinnbringende Rech-
nungsjahre…

Reduktion der Steuerlast auch für  
private Steuerzahler
Wenn man letztendlich davon ausgeht, dass 
die substanziellen und wiederholten Ge-
winne des Bundes eine Neugewichtung der 
Ausgaben und Einnahmen erfordern, darf 
die Verringerung der Einnahmen kein Tabu 
sein. Die dringend benötigte «Steuervorlage 
17» sowie eine mögliche Abschaffung der 
Stempelabgaben werden genau den Effekt 
haben, dass die Steuereinnahmen – zumin-
dest kurzfristig – sinken.
Man sollte auch nicht die Möglichkeit ver-
nachlässigen, die Belastung der privaten 
Steuerzahler zu verringern, indem man bei-

spielsweise die ausgeprägte Progression bei der 
Direkten Bundessteuer, die, wie man weiss, 
einen provisorischen Charakter hat, verringert. 
Es wäre kein «Geschenk an die Reichen», son-
dern eine gerechte Anerkennung derjenigen, die 
am stärksten zum Wohlstand des Bundes – und 
damit auch zu seiner Umverteilungsfunktion – 
beitragen.

Bild: zvg

IMPRESSUM
Herausgeberin
Vereinigung BernAktiv, Postfach 8631, 3001 Bern
Telefon 031 398 42 04, Telefax 031 981 39 82
Postcheck	 30-22011-6
E-Mail: redaktion@bernaktuell.ch – www.bernaktuell.ch
Verantwortliche Redaktion
a/Nationalrat und Grossrat Thomas Fuchs; a/Nationalrat Bern-
hard Hess; Nationalrat und Stadtrat Erich J. Hess; Stadtrat 
Lukas Lanzrein; Rechtsanwalt, Grossrat und Stadtrat Dr. iur. 
Patrick Freudiger; Janosch Weyermann, Bern
6–10 Ausgaben pro Jahr – Auflage 5’000 bis 25’000 Expl.
Layout: Peter Hofstetter, Lurtigen
Druck: DZB, Druckzentrum Bern AG

Spenden in WIR

Sie können Spenden  
an BernAktuell  
auch in WIR tätigen.

Spenden in WIR bitte BA an  
BernAktuell, Postfach 6803,  
3001 Bern

BernAktuell dankt herzlich für 
Ihre Unterstützung.

Rechtsprechung
Da nicht rechtskonform, verbietet das Bundesge-
richt die Reitschulinitiative.
Würde der Staat bei der Reitschule auf Rechts-
konformität achten, dann wäre die Initiative gar 
nicht gestartet worden, weil die Reitschule schon 
längst hätte schliessen müssen!

Hugo Bloch, 5035 Unterentfelden AG

Leserbrief
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Leserbriefe

Der Geist der Übernationalität: Viele  
Politikerhirne sind nach wie vor davon 
befallen!

Digitaler Fortschritt  
oder Digitalismus?

Beim Sammeln von Unterschriften für die Be-
grenzungsinitiative der Einwanderung, erfährt 
man immer wieder den Frust der Bevölkerung, 
weil vor rund vier Jahren die angenommene 
Masseneinwanderungsinitiative bis heute nicht 
nach ihrem Sinn und Wortlaut umgesetzt wur-
de. Das Volk ist eine anonyme Masse, dem 
Lobbyisten bzw. Anwälte fehlen, um gutgeheis-
senen Abstimmungsergebnissen auch tatsäch-
lich zur sinngemässen Umsetzung zu verhelfen. 
Die innere politische Schwäche der Schweiz, 
manifestiert sich durch Figuren wie etwa der 
Parlamentarier Kurt Fluri von der FDP (und an-
dere).Politische Wankelmütigkeit wird in Brüs-
sel mit Argus-Augen beobachtet; je mehr polit. 
«Verantwortungsträger» sich weigern Volksent-
scheide umzusetzen, desto arroganter und for-
dernder treten EU-Abgeordnete gegenüber der 
Schweiz auf!

Vereidigung muss ergänzt werden!
Bundesrätliche und parlamentarische Vereidi-
gungen vor Amtsantritt der jeweiligen Anwärter/
Anwärterinnen müssen durch den unmissver-

ständlichen Satz ergänzt werden: «Ich schwöre, 
mich jeglichem Druck von Aussen, oder von 
übernationalen zentralistischen Völkergemein-
schaften entschieden zu widersetzen, präferen-
ziere im Zweifelsfall die Schweizerische Bun-
desverfassung und halte kompromisslose Treue 
zur Schweiz, von der ich bezahlt werde».

Kundgebungen unter Polizeischutz!
Die heutigen Verweigerer von Volksentscheiden 
sind die Totengräber der direkten Demokratie 
von morgen! Deshalb wird es inskünftig für die 
Umsetzung von bestimmten Volksentscheiden 
notwendig sein, öffentliche Kundgebungen un-
ter Polizeischutz zu organisieren, damit unsere 
«Classe Politique» nicht einfach weiterhin will-
kürliche Entscheidungen treffen! Lassen wir uns 
erst recht NICHT entmutigen, Unterschriften für 
berechtigte Anliegen zu sammeln!

Marcus Stoercklé jun., 4052 Basel

Wie abhängig unsere digitale Zukunft von einem 
makellosen Funktionieren der Stromversorgung 
wird, beweist der NZZ Artikel vom 5. April 
2018 Seite 22: «Backofenuhren müssen noch-
mals justiert werden», Primäre Ursache war 
das Versagen von zwei der sechsundzwanzig 
EU-Netz-Betreiber. Umso näher wir ans Ende 
der Energiewende kommen, umso grösser wird 
die Gefahr, dass im Winter bei grosser Kälte die 
Netze ihre Pflichtreserven selber brauchen. Der 
Verbund wird dann nur so stark sein wie das 
schwächste Glied!
Das Wort Digitalismus ist mir durch eine kürz-
liche Nachricht bewusst geworden, als ich ver-
nahm, vier meiner Radios der Digitalisierung 
opfern zu müssen. Drei davon sind über vierzig 
Jahre alt und genügen noch immer für den 
Empfang der Nachrichten. Erreichen die digi-
talen Radios das gleiche Alter? Warum sind sie 
besser? Oder ist deren Einführung nur ein Um-
satz-Beschleuniger? Wer sich nicht digitalisieren 
lassen will, wird hundert Jahre zurückgeworfen. 
Daher hat der Digitalismus eine reale Ursache, 
vielleicht importiert aus dem Silicon Valley.

Peter Baumgartner, 4900 Langenthal

Mittwoch, 27. Juni 2018
Gasthof zum Schützen, Schachenallee 39, 5000 Aarau

Donnerstag, 4. Oktober 2018
Kaserne, Auditorium, Papiermühlestr. 13+15, 3000 Bern 22
(im Navigationssystem eingeben: Kasernenstrasse 27)

Beginn jeweils 18.45 Uhr (Apéro) / 19.30 Uhr (Referat)

EINLADUNG

zum Referat von 

Divisionär aD Peter Regli
Der ehemalige Chef des Schweizer Nachrichten-
dienstes spricht in einem spannenden Vortrag 
zum Thema:

«Terrorismus, Migration, 
Cyberkrieg und Donald Trump: 
Gehen sie uns noch etwas an?»

Es laden ein:

Parteiunabhängiges Informationskomitee
www.pikom.ch

PRO LIBERTATE
www.prolibertate.ch

zum Fachreferat von Peter Regli, Divisionär aD, 
ehem. Chef des Schweizer Nachrichtendienstes

zum Fachreferat von 

Divisionär aD Peter Regli 
ehem. Chef des Schweizer Nachrichtendienstes

www.bernaktuell.ch
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Gescheiterte Reithallengespräche – ausser Spesen 
nichts gewesen!
Einmal mehr: Die Reithalle triumphiert glanzvoll, und der neue Stadtpräsident engagiert zur Unterstützung seiner eigenen Politik 
einen neuen externen Berater. Die Reithallengespräche mit Moderator alt Bundesrichter Wiprächtiger sind krachend geschei-
tert. Es wurde dabei keinerlei Annäherung erzielt. Die Reithallenaktivisten tanzen auch dem neuen Stadtpräsidenten auf der 
Nase herum. Der Gemeinderat will aber die längst fälligen Konsequenzen nicht ziehen und lässt sich dafür durch einen neuen 
externen Spezialisten betreuen. Es fragt sich, angesichts der wiederholten Verhandlungserfolge der Reitschüler, ob der Bun-
desrat die unterwürfigen Diplomaten des EDA und des EJPD vor der Abreise nach Brüssel nicht doch in einen von der Reithalle 
organisierten Crash-Verhandlungskursus schicken müsste…

Von Alexander Feuz, Fürsprecher, Stadtrat/
Fraktionschef SVP, Bern 

Seit Jahren verweigern die Aktivisten der Reit-
halle Gespräche mit der Polizei und lehnen sämt-
liche Mediationsversuche ab. Auch sämtliche 
versuchten Moderationen durch diverse Externe 
müssen definitiv als gescheitert betrachtet wer-
den. Das viel gerühmte direkte Telefon wird 
nur sporadisch bedient. Besonders gravierend 
erachtet der Verfasser aber den Umstand, dass 
die Mediengruppe der Reithalle Drogenrazzien 
im Areal und Umfeld der Reithalle nach wie vor 
klar bekämpfen und kriminelle Gewalttäter aus 
dem Umfeld der Reithalle sogar vermehrt dazu 
übergehen, auf dem Areal aufhaltende Polizei-

beamte zu attackieren. Dabei wird von den Mi-
litanten sogar der Tod der Polizisten wissentlich 
und willentlich in Kauf genommen. Der rechts-
freie Raum Reithalle soll gemäss dem Anarcho-
Umfeld mit diesen schwer kriminellen Aktionen 
offenbar weiter zementiert werden. 
Der von der Stadt extern beigezogene Professor 
Ueli Mäder (gemäss Wikipedia-Eintrag ist er 
Mitbegründer der Poch) betonte unlängst immer 
die Wichtigkeit der Gespräche mit der Reithalle: 
aber selbst der zweijährigen Moderation durch 
einen ehemaligen Bunderichter war keinerlei 
Erfolg beschieden. Die früheren Befürchtungen 
des Verfassers, dass der Gemeinderat auch bei 
dem voraussehbaren erneuten Scheitern keine 
Konsequenzen aus ziehen will, haben sich lei-

der bewahrheitet. Die Aktivisten lehnten dabei 
nach wie vor jegliche Gespräche mit der Polizei 
konsequent ab. Wie der Gemeinderat in sei-
ner Antwort auf meine kleine Anfrage festhielt, 
betragen die Kosten für die gleichwohl unter-
nommene vergebliche Moderation des Herrn alt 
Bundesrichters sagenhafte Fr. 19’644.40. 
Wenn unsere Beamten in Brüssel so geschickt 
taktieren würden wie die Reithalle, müssten 
wir uns wohl keine Sorgen für unsere Verhand-
lungen mit der EU machen: Es würden von 
der Schweiz keine Kohäsionsmilliarden ohne 
hohen Gegenleistungen ausbezahlt, und die Un-
terzeichnung eines Rahmenabkommens, sprich 
Kolonialvertrag würde auf den St. Nimmerleins-
tag verschoben!


